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24     
2/2013-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 11. April 2013 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Vizebürgermeister  Johann Schachl als Vorsitzender 

  2. EG.        Dr. Helmut Geist 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. GV.        Stefan Gaisbichler   
  5. GV.        Klaudia Haberl  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither 
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. GR.        Peter Wechselauer   
10. EG.        Jakob Moser 
11. GR.        Franz Bauer   
12. GR.        Manuela Gschwandtner  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  EG.         Stefanie Eicher   

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  GR.        Günther Kasper   
21.  GR.        Rudolf Stockinger    

 22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   

 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.04.2013                                                                                   Seite 2 von 26 
 
 

FPÖ-Fraktion: 
 

25.  GR.         Ing. Heinz Hackl  
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak   
27.  EG.        Siegfried Schmuck  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 
 30. GR.        Wolfgang Vogel     

31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger   
 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 2.4.2013 öffentlich kundgemacht 

wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 14.2.2013 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Stefan Gaisbichlerl             
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschild-Buschberger 
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T a g e s o r d n u n g 

 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Der Erfinder Robert Vörös aus Gschwandt bei Gmunden sucht für eine schwimmende Event-

Plattform eine Standortgemeinde am Attersee. 
 

b) Die Bildungsdirektion des Landes hat mitgeteilt, dass eine Auflassung der PTS Seewalchen mit 
Schuljahr 2014/15 nur dann realistisch erscheint, wenn die PTS Vöcklabruck durch einen Neubau 
ersetzt würde. Seitens der Marktgemeinde Seewalchen wird dazu eine Stellungnahme u.a. 
dahingehend abgegeben, dass die Auflassung der PTS Seewalchen weiter verfolgt wird, da für 
die VS Seewalchen entsprechender Raumbedarf besteht.   

 
c) Mit Schreiben vom 18.2. teilt die IKD mit, dass BZ in Höhe von € 3.300.- Euro für die dritte 

Krabbelstubengruppe am 11. März flüssig gemacht werden. 
 

d) Bei der Jahreshauptversammlung des Motorsportclubs Seewalchen wurde Günter Eicher aus 
Haidach zum neuen Obmann gewählt. Er folgt in dieser Funktion Karl Osterer aus Steindorf nach. 
 

e) Bei der Generalversammlung des Vereins Siebenbürger Sachsen Nachbarschaft Rosenau 
wurden Franz Peter Seiler als Obmann („Nachbarvater“) und Sonja Lehner als Obfrau 
(„Nachbarmutter“) in ihren Funktionen bestätigt. 

 
f) Bei der Generalversammlung der Bühne Seewalchen wurde Erich Steinwendner zum neuen 

Obmann gewählt. Peter Schuster ist Obm.Stv. 
 

g) Bei der Jahreshauptversammlung des Eisschützenvereins Seewalchen wurde Obmann Christian 
Mayr in seiner Funktion bestätigt. 

 
h) Bei der Jahreshaupversammlung des Musikvereins Rosenau wurden die führenden Funktionäre 

wiedergewählt (Obmann Günther Kasper, Obm.Stv. Christoph Huber; Gesch.F. Obmann Hans 
Schmidt, Stv. Ernst Petkowitsch). 

 
i) Bei der Jahreshauptversammlung der Wasserrettung Litzlberg wurde Alexander Leitner als 

Ortsstellenleiter wiedergewählt. OL-Stv. sind Dominik Ehrenfellner, Manuel ‚Winter und Ewald 
Lohninger. 

 
j) Die Marktmusikkapelle Seewalchen lädt zu einem Benefizkonzert für wohltätige Zwecke in die 

Pfarrkirche Seewalchen ein. Das Kirchenkonzert findet am Sonntag, 21. April um 19 Uhr statt. 
 

k) Der Gemeindebund teilt mit, dass der Bund für die Siedlungswasserwirtschaft heuer und nächstes 
Jahr wieder Fördermittel für Wasser- und Kanalbauten bereitstellt (60 Millionen für 2013, 100 
Millionen für 2014). 

 
l) Vorsprachetermin bei LR Hiegelsberger (Bgm., AL, FinL) am 7. Februar:  Finanzierung der 

laufenden und neuen Projekte des Jahres 2013 und Zukunftsprojekte. LR Hiegelsberger machte 
für die Projekte 2013 (Straßenbau – 40.000.-, Basketballplatz 7.750.-, Steganlage 30.000.-, 
Bibliothek 15.000.-, Hauptschulsanierung) Zusagen für Bedarfszuweisungsmittel in Gesamthöhe 
von 524.750.- Euro. Größter Brocken ist natürlich die 2. Bautetappe der HS-Sanierung, für die 
2013 aus dem Gemeinderessort 432.000.- kommen werden. Dieselbe Summe wird aus dem 
Bildungsressort von LR Hummer beigesteuert.  

 
Weiters wurden auch die BZ für den Straßenbau 2014 und 2015 mit jeweils 40.000.- Euro fixiert. 
Besprochen wurden auch die Zukunftsprojekte Ankauf eines neuen Kleinlöschfahrzeugs für die 
FF Kemating (ab 2015), die Erweiterung des Feuerwehrhauses der FF Steindorf (Zielkorridor 
2017/18), die Generalsanierung der Landesmusikschule (Start Kostendämpfungsprogramm 2014, 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.04.2013                                                                                   Seite 4 von 26 
 
 

dann weitere Gespräche betr. BZ, Zielkorridor 2016-2018). Die LMS-Sanierung wird u.a. auch 
vom Start des geplanten Volksschulneubaues abhängen. Diesbezüglich soll im Frühjahr ein 
Vorsprachetermin bei LR Hummer erfolgen. 

 
m) Seit Anfang März ist die Marek Transporte GmbH mit Sitz in Seewalchen insolvent. Das 

Unternehmen, das auf Transporte für die Papierindustrie und auf Säuren und Laugen spezialisiert 
war, hatte zuletzt 21 Beschäftigte. Der Betrieb wurde im Jahr 1993 von Wolfgang Marek als 
Einzelunternehmen mit zwei LKWs gegründet. Marek hat bisher einen hohen vierstelligen 
Eurobetrag an Kommunalsteuer an die Gemeinde entrichtet. Nach der Schließung der 
Holzindustrie Lenzing und den Insolvenzen von Weidinger und Haydinger ist das für die 
Gemeinde der vierte Ko-Steuer-Ausfall in relativ kurzer Zeit. 
 

n) Bei der Prämierungsfeier am 21. März im Rathaus fand die in Kooperation zwischen Siedlerverein 
und Kulturausschuss der Gemeinde durchgeführte Blumenschmuckaktion 2012 ihren Abschluss. 
Aus den 42 in die engere Wahl gezogenen Objekten wurden von einer Jury des Siedlervereins 
folgende Häuser ausgezeichnet: 

a) in der Kategorie Einfamilienhäuser 
Familie Hemetsberger, Steindorf-Muldenstraße 
Familie Wiesinger, Kemating 
Familie Kroiß, Seewalchen-Steindorferstraße 
Familie Reiter, Kraims-Brunnbergstraße 
Familie Muhrer, Reichersberg 
b) in der Kategorie Bauernhäuser 
Familie Loidl, "Schimpl" in Kemating 
Familie Haitzinger, "Bleam" in Neubrunn 
Familie Mayer, "Koasa" in Seewalchen 
Familie Ehrnleitner, "Staufer" in Gerlham 
Familie Pühringer, "Moar" in Gerlham 
c) in der Kategorie Gewerbebetriebe 
Trachten Tostmann, Seewalchen-Hauptstraße 
Gasthaus Kalleitner, Litzlberg 

 
o) Bei der Jahreshauptversammlung der FF Kemating fand die Neuwahl des Feuerwehrkommandos 

statt. Der bisherige Kommandant Harald Huber wurde mit großer Mehrheit wiedergewählt. Neuer 
Kdt-Stellvertreter ist Markus Muhr, neuer Kassier ist der bisherige Kdt.Stv. Gerhard Loidl, 
Sebastian Wiederkehr ist neuer Schriftführer. Das neue Kommando wird vervollständigt durch 
Zeugwart und Jugendbetreuer Wolfgang Kickinger, 2. Zeugwart Wolfgang Verwanger, und den 
beiden Lotsen- und Zugskommandanten Martin Ebetsberger und Christoph Voglhuber. 
Christopher Strasser wurde als neuer Feuerwehrmann angelobt.  
 

p) Mit Beschluss des Bezirksgerichts Vöcklabruck vom 20. März 2013 wurde das Eigentumsrecht 
der Marktgemeinde Seewalchen für die Grundstücke 261 und 269/1 KG Litzlberg 
(Schenkungsvertrag Dachs, Buchberg, vom 8.11.2006) grundbücherlich einverleibt. 
 

q) Information gem. O.Ö. Grundverkehrsgesetz 2006 – zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom 
Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 
• Kaufvertrag HIL GmbH / Ernst u. Stefan Nöhmer; Erwerb der Grundstücke Nr. 2341, 2344/1 

der EZ 942, und Grst. 2345/1 u. 2345/2 der EZ 2068, jeweils KG Seewalchen im 
Gesamtausmaß von 31.158 m²  

• Schenkungsvertrag Rosa Loidl / Ing. Andreas Loidl; Erwerb des Grundstückes Nr. 70/2 der 
EZ 124, KG Litzlberg im Gesamtausmaß von 1.193 m² 

• Kaufvertrag Franz Mahringer-Lachinger / Hermann u. Rosa Beham; Erwerb der Grundstücke 
Nr. 1862/1, 1863/1 der EZ 184, KG Litzlberg im Gesamtausmaß von 4.415 m² 

• Kaufvertrag Dr. Georg Martz, Barbara Woodthorpe-Browne / Wolf Dieter und Rosa Mayer; 
Erwerb der Grundstücke Nr. 1122/2 und 1132 der EZ 246, KG Litzlberg im Gesamtausmaß 
von 952 m² 
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• Kaufvertrag Ing. Gerhard Walter / Herbert Jodl Privatstiftung; Erwerb der Grundstücke 
2717/18, 39/20 der EZ 611, und Grundstück 39/13 der EZ 692, jeweils KG Litzlberg im 
Gesamtausmaß von 3.584 m² 

• Kaufvertrag Christine Schneeweiß / Frau Rosa Loidl; Erwerb der Grundstücke Nr. 2797/1, 
2802/1, 2837, 2867/1, 2867/2, 2867/3 der EZ 233, jeweils KG Litzlberg im Gesamtausmaß 
von 17.792 m² 
 

Beschlüsse des Gemeindevorstandes 
 
a) Hauptschulsanierung: Für den 2. Bauabschnitt wurden die Gewerke Baumeisterarbeiten (Abbruch 
Balkone), Wärmeverbundsystem (Vollwärmeschutzfassade), Elektroarbeiten, Heizung-Lüftung im 
nicht offenen Verfahren ohne vorherige Bekanntmachung ausgeschrieben. Am 18.3.2013 fanden die 
Vergabeverhandlungen statt. Die Baumeisterarbeiten wurden an die Firma Stern & Hafferl Bau 
GesmbH., in Gmunden vergeben (Anbotspreis € 21.897.-). Die Elektroarbeiten erhielt die Firma EBG 
in Attnang-Puchheim (Anbotspreis € 280.534.-). Die Heizungs- und Sanitärinstallationsarbeiten 
gingen an die Firma G E G – Gebäudetechnik in Gmunden (Anbotspreis € 245.834.-). 
 
b) Schulzentrum: Zur Abgeltung von Planungsleistungen für die nicht ausgeführten Bauvorhaben bei 
der geplanten Generalsanierung des Schulzentrums (Einreichplanung, Kostenschätzung, Raumbuch, 
etc. für die Sanierung der Volks- und Polytechnische Schule und Schülerhort) wurde eine 
Pauschalhonorarsumme in Höhe von € 30.000.- beschlossen. Die Bedeckung erfolgt durch den 
Sollüberschuss 2012.  
 
c) Personalangelegenheiten: Das Dienstverhältnis (Teilzeit, Karenzvertretung) mit Frau Alexandra 
Daxner wurde mit Wirkung vom 28.2.2013 einvernehmlich aufgelöst. Frau Daxner hat einen 
Vollzeitjob in der Gemeinde Weyregg erhalten. Das Beschäftigungsausmaß von Frau Sonja 
Schlipfinger, die nach ihrem Karenzurlaub ihren Dienst wieder antritt, wurdFrau  Martina Pargger 
wurden als Strandbadkassierinnen für die Saisonn 2012 aufgenommen. Als Reinigungskraft für das 
Strandbad wurde Frau Sylvia Deimel aufgenommen. Eine zweite Reinigungskraft soll über das AMS-
Projekt FAB Proba angefordert werden. Herr Robert Bittner wird für Juli-August als 2. Bademeister 
aufgenommen. Für die Mittagsaufsicht in der Volksschule wurde mit Frau Elma Hadziric ein 
Sonderdienstvertrag beschlossen.  
 
d) Steganlage: Für das Projektmanagement der geplanten Steganlage an der Promenade 
(Ausführungsplanung, Ausschreibung, Bauleitung, etc.) wurde ein Direktvergabeverfahren 
beschlossen und nach Vorliegen der wasserrechtlichen Bewilligung die Einholung von 
Preisauskünften bei drei Planungsbüros vereinbart.  
 
e) Bibliothek: Die Vergabe der Baumeisterarbeiten (Umbauten in den Räumlichkeiten der ehem. Post) 
für die Einrichtung einer Öffentlichen Bibliothek an die Fa. Schönleitner-Bau wurde nachträglich zur 
Kenntnis genommen (Auftragssumme € 5.275.-). Der Auftrag zur Lieferung der Bibliothekseinrichtung 
wurde an die Firma ekz.bibliotheklsservice GmbH in Salzburg erteilt (Anbotssumme € 31.459.-). 
 
f) Kanal BA 15 Gerlham: Der Auftrag zur Durchführung von Bodenuntersuchungen und Erstellung 
eines Gutachtens betr. Versickerungsfähigkeit wurde an die Firma Moser & Jaritz in Gmunden erteilt 
(Anbotssumme: € 5.930.-). 
 
 
 
 
Fragestunde 
 
3 Zuhörer 
 
Keine Anfragen 
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1.  Rechnungsabschluss  
  für das Finanzjahr 2012 
 
Vizebgm. Schachl: 
Der Entwurf des Rechnungsabschlusses samt der Vermögens- und Schuldenrechnung für das 
Finanzjahr 2012 ist zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme im Marktgemeindeamt aufgelegen. 
Gegen diesen Entwurf wurden keine Erinnerungen eingebracht. Siehe im Akt befindlichen Bericht der 
Finanzabteilung zum ordentlichen und außerordentlichen Haushalt. 
 
Der Prüfungsausschuss hat den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2012 an Hand der von der 
Finanzabteilung vorgelegten Zahlen und Daten am 2. April 2013 eingehend geprüft. 
 
Der Obmann des Prüfungsausschusses bringt den Bericht zur Kenntnis:  
 
KASSEN – IST – BESTAND  per  31.12.2012:   
 
Gesamteinnahmen 2012            14,033.892,75 
Gesamtausgaben  2012    13,626.148,49 
Ist – Überschuss                   407.744,26  
 
ORDENTLICHER  HAUSHALT: 
 
€    9,143.882,10 Einnahmen 
€    8,933.084,29  Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€       210.797,81 Sollüberschuss 
 
AUSSERORDENTLICHER  HAUSHALT: 
 
€     2,209.512,22 Einnahmen 
€     2,210.445,62 Ausgaben 
---------------------------------------------- 
€              -933,40 Sollfehlbetrag 
 
VERMÖGENS- U. SCHULDENRECHNUNG: 
Vermögenstand per 31.12.2012   €  25,955.892,10 
Schuldenstand per   31.12.2012   €    4,562.621,61 
Haftungsstand per   31.12.2012   €    2,303.631,00 
Rücklagenstand per 31.12.2012   €    1,863,786,85 
Pro-Kopfverschuldung per 31.12.2012  €      857,96 
 
Prüfungsausschussobmann GR. Wolfgang Vogel stellt den Antrag,  

den Rechnungsabschluss für das Finanzjahr 2012 mit den genannten Summen zur Kenntnis 
zu nehmen. 

 
GV. Berger stellt fest, dass die vorgelegten Zahlen des Budgets sehr übersichtlich seien und im 
Großen und Ganzen eine positive Entwicklung aufweisen. Im Vergleich zu anderen Gemeinden habe 
man es geschafft nach wie vor keine Abgangsgemeinde zu werden und er hoffe, dass man dies auch 
in Zukunft nicht werde. 
Bei genauerer Betrachtung werde man aber feststellen, dass man mit diesen Zahlen nicht wirklich in 
Euphorie ausbrechen dürfe. Das gemeindeeigene Steueraufkommen liege in Summe nur bei 14,56 
%. Aus dieser Zahl sei ersichtlich, in welche Richtung man gehen müsse. Diesen 14,56 % liegen 
immerhin die Grundsteuer B mit 5,81 % und die Kommunalsteuer mit 8,75 % - ein relativ geringer 
Anteil – zu Grunde. Es stehe zwar sehr plakativ im Budget, dass es einen Überschuss von                 
€ 115.000,- bei den kommunalen Steuern aufweise, dieser Überschuss entstehe aber im 
Wesentlichen daraus, dass man dieses Budget sehr vorsichtig budgetiert habe und man auch wisse, 
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dass es wahrscheinlich aus heutiger Sicht im heurigen Jahr mit dem Kommunalsteueraufkommen 
nicht so gut aussehe.  
Der zweite wesentliche Punkt, der ein Stück weit geholfen habe, sei die weitere positive Entwicklung 
der Bundesertragsanteile und das Einfrieren der Sozialausgaben in den letzten zwei Jahren. Sprich 
der Krankenanstaltenbeitrag und Sozialhilfeverband, welche sich in der richtigen Höhe entwickelt 
haben. Dies seien im Wesentlichen die Punkte, die der Gemeinde geholfen haben einen 
entsprechenden Budgetüberschuss zu lukrieren. Wenn man sich aber einige Details genauer ansehe, 
merke man durchaus auch, dass dort und da entsprechende Beschlüsse, welche im Gemeinderat 
gefasst worden seien, mittlerweile Rechnung tragen. Man habe sich beim Verkehrsverbund Geld 
gespart, ohne dass es im Verkehrsverbund irgendwelche negativen Auswirkungen gegeben habe. 
Durch die positive Entwicklung des Bezirksabfallverbandes sei man auch bei der Müllabfuhr auf der 
positiven Seite. 
Einen letzten Punkt möchte GV. Berger noch ansprechen. Es gebe einen sehr großen Budgetposten, 
der für die SPÖ ein bisschen als Damoklesschwert über der Gemeinde hänge und zwar sei es die 
Mehrkostenvorgabe der Firma Felbermayr für das Kanalbauvorhaben in Haining, welche in diesem 
Budget natürlich nicht berücksichtigt werden konnte. Je nachdem in welcher Höhe die 
Mehrkostenvorgabe für die Gemeinde schlagend werde, werde dies in den nächsten Budgets, 
womöglich heuer oder nächstes Jahr, ein großes Problem darstellen. Daher müsse man versuchen 
diese Forderungserweiterung gemeinsam zu reduzieren. Er hoffe, dass man hier auf einem guten 
Weg sei, einschätzen könne man es aber nicht. 
In Summe möchte er anmerken, dass dieses Budget ein positives Budget für die Gemeinde 
Seewalchen sei, wenn auch mit einigen Punkten, bei welchen es durchaus notwendig sei 
Verbesserungen herbeizuführen. Die Fraktion der SPÖ werde daher diesem Punkt zustimmen. 
 
GR. Hackl möchte nur auf einen Punkt eingehen, da GV. Berger das Wichtigste schon sehr 
ausführlich erläutert habe. 
Es sei etwas besorgniserregend, dass die Finanzkraft der Gemeinde steige und die frei verfügbaren 
Mittel stagnieren bzw. ganz leicht steigen. Dies sei nicht die erfreulichste Entwicklung. Positiv 
bewerten könne man sicherlich, dass man positiv bilanziert habe, wenn auch mit ein paar 
Fragezeichen, die über der Gemeinde hängen und voraussichtlich heuer oder nächstes Jahr 
entschieden werden. Wie weit dies dann das nächste Budget treffe, werde man sehen. Auch von 
Seite der FPÖ Fraktion werde man dem Rechnungsabschluss zustimmen. 
 
GR. Kaniak möchte eine Kleinigkeit ergänzen. Zuerst möchte er sich aber für die Aufbereitung der 
Unterlagen, welche ausgezeichnet sei, bedanken, wobei er aber darauf hinweisen möchte, dass man 
auch mit Diagrammen einiges bewerkstelligen könne. 
Die gemeindeeigenen Betriebe möchte er besonders erwähnen. Bei den gemeindeeigenen Betrieben 
seien fünf von den sechs Positionen negativ. Wenn man nicht zufälligerweise bei der 
Abfallbeseitigung ein bisschen mehr Geld eingenommen hätte, wozu man vom Land gezwungen 
worden sei, dann wären alle Betriebe negativ. 
Zweitens möchte er die Stagnation der Eigenleistung der Gemeinde, also das was die Gemeinde 
selbst erwirtschafte, ansprechen. Es sei nun dokumentiert, dass man eine Wohn- und 
Schlafgemeinde sei, denn genau aus diesem Grund steigen die Ertragsanteile des Bundes und die 
eigenen bleiben ziemlich gleich. Es zeige sich immer wieder dasselbe Bild. Die Schere gehe in dieser 
Hinsicht auseinander, das Gegensteuern versuche man schon seit Jahren. Er hoffe, dass man bei 
kleinen Dingen anfangen könne und dass das vorhandene Geld richtig eingesetzt werden könne. Es 
solle ja nicht so sein, dass man sinnlose Projekte baue, wenn man eine Förderung bekomme, nur 
damit man das Geld „verbraten“ habe. Nicht so wie in Spanien oder anderen südlichen Ländern, 
welche Milliarden erhalten haben, die jetzt in den schönsten Wohnungen an den schönsten Stränden 
liegen und nun die anderen Länder die Ausfälle finanzieren müssen, die dort entstanden seien. 
Ausgaben sollen darauf hin überprüft werden, ob sie vorrangig oder nicht vorrangig seien. Man gehe 
im Gemeinderat so leicht mit den Abstimmungen um. Man müsse sich nur die letzten Protokolle 
ansehen, wie schnell man hier positiv über Kleinigkeiten abgestimmt habe. Aber auch Kleinigkeiten 
summieren sich. Es sei wie beim eigenen Haushalt, wenn die Frau zuhause alles ausgebe und nach 
einem halben Monat kein Geld mehr habe und man sich beim Analysieren frage, ob dies oder das 
wirklich notwendig gewesen sei. Dies passiere auf der Gemeinde kaum, da man vom 
Prüfungsausschuss auch Vorschläge in dieser Hinsicht bekomme. Man solle sich dem Beispiel des 
Bundes nicht anschließen, der selbst die Vorschläge des Rechnungshofes nicht realisiere und 
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stattdessen den alten Weg weitergehe. In dieser Hinsicht solle man kreativ sein und Eigeninitiative 
zeigen. 
 
Vizebürgermeister Schachl möchte anmerken, dass die Gemeinde die Ertragsanteile nicht zufällig 
erhalten habe, sondern weil Seewalchen eine begehrte Wohngemeinde sei. 
 
GR. Vogel Wolfgang möchte sich im Namen des Prüfungsausschusses beim Amt der Gemeinde 
bedanken und vor allem beim Finanzreferenten für die äußerst übersichtliche Aufbereitung und die 
Geduld, die er mit den Mitgliedern des Prüfungsausschusses gehabt habe beim Erläutern der 
einzelnen Posten. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte kurz anmerken, dass er natürlich glücklich sei, wenn der 
Rechnungsabschluss positiv ist. Aus seiner Sicht sei gut gewirtschaftet worden. Für ihn sei es aber 
nicht entscheidend, wie viel Geld einer Gemeinde am Ende übrig bleibe. Entscheidend sei für ihn die 
Sinnhaftigkeit der Projekte, die über das Jahr umgesetzt worden seien, denn aufgrund der 
Sinnhaftigkeit der Projekte und der Zufriedenheit werde man von den Bürgern beurteilt. Auch die 
Wirtschaft erwarte, dass man das Geld wieder unter die Leute bringe und nicht auf ewig horte. Für ihn 
sei es in diesem Ausmaß akzeptabel und er glaube, dass die Menschen zufrieden sein können, was 
man zustande gebracht habe. 
 
GV. Gaisbichler merkt an, dass ihm nach all den erwähnten Punkten bezüglich Rechnungsabschluss 
schon noch ein Punkt fehle. Man habe ab 2008 mit der Feststellung, dass es nun mit der 
Budgetierung etwas schwerer werde, auch dafür gesorgt, dass man das Budget tunlichst einhalte. Die 
Budgetdisziplin sei in den letzten Jahren sehr gut gewesen, dem könne auch wahrscheinlich der 
Finanzreferent Herr Binder zustimmen. 
Weiters habe man die Zahlen im Budget etwas vorsichtiger angesetzt, deswegen komme man nun 
auf den Betrag von € 115.000,- , welcher größer aussehe, als wie wenn man von vornherein höher 
budgetiert hätte. Diese Dinge seien schon wichtig. Besser man habe am Anfang weniger Geld zur 
Verfügung und versuche damit über die Runden zu kommen, als bei der Budgeterstellung auf höhere 
Ertragsanteile zu hoffen. 
Viele Faktoren und ein paar glückliche Zustände und Umstände, die von außen gewirkt haben, aber 
auch der sorgfältige Umgang mit den Finanzen haben zu diesem Überschuss geführt. Daher werde 
auch die ÖVP Fraktion diesem Rechnungsabschluss zustimmen. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Darlehen 

Änderung der Darlehenskonditionen für Kanalbaudarlehen bei der Raiba Seewalchen 
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit Schreiben vom 12. März 2013 teilt die Raiba Seewalchen der Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee mit, dass sie mit 1.4.2013 bzw. 1.5.2013 den Sollzinssatz bei den aushaftenden 
Kanalbaudarlehen einvernehmlich anpassen möchte. Es handelt sich dabei um folgende Darlehen: 
Darl. Konto: 20.281.119 für den BA 07 Vertragsabschluss 13.3.2000 
Der Aufschlag auf den 6-Mo. Euribor wird  von  0,06 %   auf   0,75 %  angehoben.  
Verzinsung alt (Basis  6-Mo-Eur per 3.4.13)      0,391%.  
Verzinsung neu (Basis  6-Mo-Eur per 3.4.13)        1,081% 
Aushaftendes Darlehen:                  € 55.803,-      
 
Darl. Konto: 20.281.267 für den BA 09 Vertragsabschluss 2.7.2002 
Der Aufschlag auf den 6-Mo. Euribor wird  von  0,08 %   auf  0,75 %  angehoben.  
Verzinsung alt (Basis  6-Mo-Eur per 3.4.13)      0,411%.  
Verzinsung neu (Basis  6-Mo-Eur per 3.4.13)        1,081% 
Aushaftendes Darlehen:      € 666.057,-      
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Als Begründung führt die Bank  die angespannte Lage auf den internationalen Finanzmärkten und der 
dadurch verursachten Verschlechterung der Refinanzierungsmöglichkeiten (höhere Eigenkapitaler-
fordernisse aufgrund von Basel III, Vertrauenskrise im Interbankengeschäft etc.) sowie den 
historischen Tiefstand des Zinsindikators Euribors an. Siehe auch im Akt befindliches Schreiben der 
Bank vom 12.3.2013. In diesem Schreiben weist die Raiba Seewalchen unter anderem ausdrücklich 
darauf hin, dass sie die bestehende Konditionsvereinbarung nicht einseitig, sondern nur in 
Abstimmung mit der Gemeinde ändern will. 
 
Grundsätzlich ist zusagen, dass es in den bestehenden Darlehensverträgen keinen Passus, der eine 
einseitige Zinsanpassung seitens der Bank gerechtfertigen würde, gibt. Beim Darlehen Nr. 
20.281.119 für den BA 07 gibt es auch keine Kündigungsmöglichkeit seitens der Bank.  
 
Beim Darlehen Nr. 20.281.267 für den BA 09 ist eine beidseitige Kündigungsmöglichkeit mit einer 
halbjährigen Kündigungsmöglichkeit aus wichtigen Gründen vereinbart. 
 
Nach Prüfung der bestehenden Verträge und tel. Rücksprache mit der Bank, ergeben sich für die 
Gemeinde folgende Möglichkeiten: 
 
1)  Die geforderte Anpassung der Zinskonditionen zu akzeptieren. 
2)  Die geforderte Zinsanpassung nicht zu akzeptieren, was beim Darlehen für den BA 7 keine   
  Auswirkungen haben würde. 
 
3)  Beim Darlehen für den BA 09 hätte die Bank das Recht, das Darlehen mit der aushaftenden   
  Summe aufzukündigen. Dies hätte für die Gemeinde zur Folge, dass ein neues Darlehen in Höhe 
  der aushaftenden Summe (€ 666.057,-) ausgeschrieben und vergeben werden müsste.   Da auf 
  dem Markt dzt. nur Zinsaufschläge von 1,20% und darüber angeboten werden, käme dies der  
  Gemeinde teurer als die angebotene Änderung der Zinskondition mit einem Aufschlag von 0,75% 
  zu akzeptieren. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die Zinsanpassung für das Darlehen Nr. 20.281.267 (BA 09) ab 1. 7.2013 lt. beiliegenden 
Nachtrag entsprechend der Entwicklung des 6-Monats-Satzes-Euribor + 0,75%-Punkte zu 
beschließen. 

 
GR. Kaniak wundert sich, warum kein Fixzinssatz für diese überschaubaren Projekte vereinbart 
worden sei. Wenn man so einen Zinssatz habe, müsse man normalerweise jubeln. GR. Kaniak habe 
den Unterlagen nicht entnehmen können, ob dies ein variabler Zinssatz sei oder ob die Banken von 
einem fixen Zinssatz zu einem Anderen hinauf gehen. 
 
Manfred Binder antwortet, dass es ein variabler Zinssatz sei. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
3.  Grundtausch 
  Abschließen von Schenkungsverträgen zwischen Ing.Wolfsegger und der Marktgemeinde    
  Seewalchen im Bereich Michaelbeuernstraße 
 
Vizebgm. Schachl: 
Im Zuge der Änderung des Bebauungsplanes wurde neben den Grundabtretungen für die neue 
Straßenführung auch über eine „Bereinigung“ der Grundverhältnisse verhandelt.  
 
Aufgrund des rechtskräftigen Bebauungsplanes und der erfolgten Vermessung sind nunmehr zwei 
Schenkungsverträge abzuschließen.  
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Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die vorliegenden Schenkungsverträge mit Herrn Ing. Johann Wolfsegger, Az. 99/13/N/V-1 u. 
99/13/N/V-2, abzuschließen. 

 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte wissen, ob es rechtliche Gründe habe, warum dies ein 
Schenkungsvertrag und kein Tauschvertrag sei. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass Grundabtretungen normalerweise nach § 15 Liegenschafts-
teilungsgesetz durchzuführen seien. In diesem Fall gehe es aber um die Wertgrenzen, da dieses 
Grundstück mehr wert sei. Es sei von vornherein vereinbart worden, dass Herr Ing. Wolfsegger das 
gegenständliche Straßenstück abtrete. Gleichzeitig kann eine Bereinigung eines schon seit 20 Jahren 
bestehendes eigenartigen Grundstückes entlang der Michaelbeuernstraße erfolgen. Es sei rechtlich 
nur mit Verträgen durchzuführen und da kein Preis vereinbart worden sei, habe man von Anfang an 
gesagt, dass man es sich gegenseitig schenke. 
 
GR. Kaniak kritisiert, dass man sich, wenn die angebotene Lösung schon vor längerer Zeit statt 
gefunden hätte, die Gemeinderatsdebatte, wo man bezüglich der Größe der Grundstücke, welche 
überhaupt nicht den oberösterreichischen Normen entsprechen, auf die Palme gebracht worden sei, 
erspart hätte. Man habe sich damals über die Enge schwerstens beschwert, auch von Seiten der 
Gemeinde sei die Breite der Straße urgiert worden bzw. die Räumung und die Umkehrmöglichkeiten. 
Nun habe man eine Einbahn. Die jetzige Lösung sei im Sinne des Bauwerbers sicher sinnvoll, aber 
man hätte dies schon früher machen können. 
 
Vizebürgermeister Schachl dürfe nochmals erinnern, dass es dort schon einen bestehenden 
Bebauungsplan gegeben habe, bei welchem die Fläche auch nicht größer gewesen sei. Es sei dort 
damals um diese Stichstraße bzw. den Grund gegangen, welcher der Gemeinde gehört habe. 
Nachdem man mit Stichstraßen keine Freude habe, habe man zwei Möglichkeiten andiskutiert. 
Entweder man errichte eine Stichstraße, oder man bemühe sich dort um eine durchgehende Straße. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Nachmittagsbetreuung 
  3. Hortgruppe 
 
Vizebgm. Schachl: 
Am 21.1.2013 teilte der Schülerhort Seewalchen mit, dass für das kommende Hortjahr 2013/14 für 
mindestens 13 Kinder kein Betreuungsplatz vorhanden sein wird. Mit Schreiben vom 22.1.2013 wurde 
dieser Umstand der Direktion Bildung des Amtes der Oö.Landesregierung mitgeteilt und um ein 
Beratungsgespräch ersucht, da die Marktgemeinde sich für die Ganztags-Schulform als 
Nachmittagsbetreuung im künftigen Volksschulneubau ausgesprochen hat.  
 
Beim Gespräch bei der BGD des Amtes der Oö.Landesregierung am 6.2.2013 wurde aufgrund der 
Umstände vereinbart, bis zum Volksschulneubau eine 3. Hortgruppe zu errichten.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes für die Kinderbetreuung 
ab dem Hortjahr 2013/14 eine 3. Hortgruppe einzurichten, die vom Verein für Familienzentren 
mit betreut werden soll und die erforderlichen Schritte einzuleiten.  

 
 
GR. Hackl merkt an, dass eine dritte Hortgruppe grundsätzlich zu begrüßen sei. Seine Frage beziehe 
sich aber darauf, ob irgendwelche zusätzlichen Investitionen in Räumlichkeiten und Ausstattung etc., 
abgesehen von den natürlich steigenden Betreuungskosten, welche aber abzuschätzen seien, von 
Nöten seien, um diese dritte Gruppe ins Leben zu rufen. 
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Der Amtsleiter antwortet, dass sich bei der dritten Hortgruppe die Schulleitung mit der Leitung des 
Hortes geeinigt habe. Die Schule stelle am Nachmittag einen Klassenraum zur Verfügung sowie 
einen zuvor vom SPZ benützten Raum als Lernraum. Es seien daher nur Umbauarbeiten in sehr 
geringem Umfang nötig. Es werde ein Sachverständiger vom Land kommen, welcher die 
Verwendungsbewilligung erteilen müsse. Somit brauche man keinen Klassenraum dazubauen. Was 
früher nicht möglich gewesen sei, sei nun unter neuer Leitung der Volksschule möglich. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Leichenbestattung 
  Antrag der Pfarre Seewalchen betreffend Kostentragung für den Umbau der Leichenhalle 
 
Vizebgm. Schachl: 
Mit Schreiben vom 7. März 2013 ersucht den Röm. Kath. Pfarre Seewalchen um einen Kostenbeitrag  
zum Umbau der Leichenhalle (siehe im Akt befindliches Förderansuchen). 
Der Gemeindevorstand hat sich in seiner letzten Sitzung bereits mit diesem Förderansuchen befasst 
und sich dabei einstimmig für eine Subvention in Höhe von € 15.000,-- ausgesprochen. Bedeckt soll 
diese Förderung aus dem Sollüberschuss des Jahres 2012 werden. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

der Röm. Kath. Pfarre Seewalchen für die Umgestaltung der Leichenhalle eine Subvention in 
Höhe von € 15.000,- zu gewähren. Die Auszahlung soll in zwei Etappen erfolgen. Die erste 
Rate in Höhe von € 10.000,- nach Baubeginn. Die zweite Rate in Höhe von € 5.000,- nach 
Vorlage der Endabrechnung über das Gesamtprojekt. 

 
 
GR. Hackl begrüßt natürlich den Modernisierungsschritt der Kirche. Nach seinem Wissensstand sei 
aber eigentlich die Gemeinde für eine Aufbahrungshalle zuständig. Daher möchte GR. Hackl wissen, 
warum dann die katholische Kirche aus Bauwerber auftrete und ob es hierfür Verträge, Abmachungen 
oder Ähnliches gebe. Weiters möchte er wissen, wie es mit Vorschriften, Normen etc. aussehe, da 
der Umbau einer Generalsanierung des bestehenden Gebäudes gleichkomme. Nicht, dass dann in 
zwei Jahren wieder ein Sachverständiger vom Land feststelle, dass die renovierte Aufbahrungshalle 
nicht dem technischen Standard bzw. dem Vorschriftenstand entspreche. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass es grundsätzlich richtig sei, dass die Gemeinden 
verantwortlich wären. Man bediene es sich aber und habe Konfessionen dazu. 
 
Der Amtsleiter wiederholt, dass es grundsätzlich richtig sei, dass die Gemeinde zu 100 % für die 
Betreibung von Friedhöfen samt Leichenhallen zuständig sei. Die Gemeinde könne sich aber 
konfessionellen bzw. privaten Friedhofsbetreibern bedienen, was in Seewalchen bzw. in Österreich 
fast generell der Fall sei. Die Leichenhalle sei im Eigentum der Pfarre und solle nun umgebaut 
werden. Auslöser sei der Übergang vom Bestatter Nini auf zwei neue Bestatter. Weiters verfüge man 
über keinen Kühlraum. Es beteilige sich auch der neue Leichenbestatter Eckl mit € 15.000,- an 
diesem Projekt. Man könne es sich einfach machen und die Gemeinde dies bauen lassen, da man 
den Architektenwettbewerb für die neue Leichenhalle mit der Umfahrung bereits habe, aber so lange 
Private dies mit einem Zuschuss machen, sei dies noch immer die günstige Lösung. Rein rechtlich 
trete die Pfarre als Bauherr auf mit dem Zuschuss vom Leichenbestatter Eckl, der Gemeinde und 
vielleicht auch noch von anderen Subventionsgebern.  
Das zweite sei die bauliche Tätigkeit. Er kenne zwar schon den Plan und habe seine baurechtlichen 
Bedenken bereits allen mitgeteilt, aber man warte bis heute noch auf eine entsprechende 
Bauanzeige. Der Plan sei geprüft, damit es den Vorschriften entspreche. Auch der Kühlraum, der im 
hinteren Bereich geplant sei, entspreche den Vorschriften. Weiters werde der Zugang 
behindertengerecht gestaltet. Das Problem sei nur, dass genau dort die Grundgrenze zwischen 
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Pfarre und Diözese verlaufe. Momentan gehe es aber nur um die Finanzierung und sobald die 
Unterlagen am Bauamt eingelangt seien, werde man sich dies ansehen. 
 
GV. Hemetsberger möchte betonen, dass man nun wieder nur kleine Schritte habe und € 60.000,- 
verbraten werden. Die große Lösung mit der Entlastungsstraße stehe wieder an. Bedenklich sei für 
ihn, dass man überhaupt keine Bedarfszuweisungen vom Land bekomme, da für die Steganlage 
großzügiger weise € 30.000,- vom Landesrat Hiegelsberger genehmigt worden seien. Auf der 
anderen Seite habe man für den Straßenbau nur € 40.000,- bekommen und für die Aufbahrungshalle 
bekomme man nichts vom Land. Gerade in heutiger Zeit, wo Millionen verbraten werden. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 3 Hackl, Hemetsberger, Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Kaniak, Schmuck 
 
 
 
 
6.  Straßenbau 2013 

Zuschlagsentscheidung  Baumeisterarbeiten 
 
Vizebgm. Schachl: 
Für den Straßenbau 2013 wurde die Ausschreibung mittels eines nicht offenen Verfahrens 
(Unterschwellenbereich) ohne vorherige Bekanntmachung gemäß den Bestimmungen des BVG 
durchgeführt. Aufgrund der überprüften Anbote wurde die Firma  Niederndorfer Bau GesmbH aus 
Attnang/Puchheim  als Billigstbieter ermittelt. 
Aufgrund von Beratungen im Bauausschuss wurde in der Ausschreibung für die Straßenbauarbeiten 
auch die Grabungsarbeiten für die Straßenbeleuchtung aufgenommen. 
Laut Überprüfungsbericht der Bauleitung (Seite 9 – 12) wurden folgende Mehrkosten gegenüber den 
schätzkosten festgestellt und auch begründet:   
 

               Kostenschätzung   Vergabesumme    Differenz 
San. Feldweg Ainwalchen-Gerlham              €   20.000,00    €   26.200,00 *   +   6.200,00 
Sanierung Parkplatz Kirche/Friedhof        €       9.000,00    €   25.100,00    + 16.100,00 
Sanierung Zufahrt Strandbad v. Hageb.      €  21.000,00    €   16.700,00    -    4.300,00 
Sanierung westl. Teil Sachsenstraße          €    120.000,00    € 139.500,00 **   + 19.500,00 
Aufhöhungen (Straßenschäden) Promenade        
(war im GR-Beschluss betr. Bauumfang nicht enthalten)      €   6.900,00    +    6.900,00 
                                                                         Summe gerundet   € 214.400,00                             
 
* in der Anbotsumme sind Einsparungen bei der Schotterschicht in Höhe von € 4.300,00 bereits berücksichtigt  
 
* in der Anbotsumme sind selbstnivellierende Schachtdeckel in vermehrter Anzahl gegenüber der 
Kostenschätzung enthalten  
 
Straßenbeleuchtung Höhenweg:      €  22.000,00    €  40.700,00 *   + 18.700,00 
                      * Kostenreduktion bereits berücksichtigt 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

die Zuschlagsentscheidung für die Straßenbauarbeiten 2013 an die Firma Niederndorfer Bau 
GesmbH aus Attnang/Puchheim, zu einem Preis von € 255.306,91 incl. MwSt., zu treffen und 
die Mehrkosten in Höhe von ca.  € 55.300,00 aus dem Sollüberschuss 2012 zu bedecken.  
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GV. Berger möchte darauf hinweisen, dass es - wie Vizebürgermeister Schachl gerade ausgeführt 
habe – einige Überschreitungen gegenüber dem Budget gebe, wobei diese Überschreitungen in 
einigen Punkten nachvollziehbar seien. Man habe zum Beispiel entlang der Friedhofsmauer, wo es 
mitunter geplant sei, den Gehwegübergang für die Fußgänger über die Bundesstraße zu machen, 
einfach zwischen dem was ursprünglich geschätzt worden sei und dem was nachträglich 
ausgeschrieben worden sei, die Leistungen entsprechend erhöht. Dies sei der eine Punkt, ein zweiter 
Punkt, welcher für ihn nach wie vor etwas unverständlich sei, seien die Grabungsarbeiten am 
Höhenweg. Für die Grabungsarbeiten am Höhenweg habe man ursprünglich in der 
Bauausschusssitzung über eine Größenordnung von € 15.000,- bis € 18.000,- gesprochen, jetzt 
sollen diese 400 Laufmeter Grabungsarbeiten über € 40.000,- kosten. Dies sei eine Größenordnung 
die für ihn unverständlich sei. Man habe gleich bei der Angebotseröffnung bereits mit Herrn Irrgeher 
gesprochen. Er sehe hier großes Potenzial für Kosteneinsparungen. GV. Berger glaubt, dass man 
dort noch einiges tun kann. 
Bezüglich Straßenbauprogramm habe die SPÖ immer die Meinung vertreten die Sachsenstraße in 
der Rosenau nicht auf zweimal bzw. dreimal zu sanieren, sondern in einem Zuge zu sanieren. Der 
zweite Teil der Sachsenstraße sei zwar jetzt noch nicht Gegenstand dieser Vergabeentscheidung, nur 
glaube man trotzdem, dass es Sinn ergeben würde. Erstens einmal für die Anrainer, damit sie dort 
nur einmal eine Baustelle haben, und weiters glaube man auch, dass man die Mehrkosten gegenüber 
dem Budgetrahmen, der jetzt am Tisch liege, einsparen könne. Wenn er es richtig im Kopf habe, 
seien Mehrkosten von € 140.000,- bis zum Bahnweg, geschätzt von Herrn Irrgeher, darin enthalten.  
 
So werde die SPÖ den Zusatzantrag stellen,  
 die Sachsenstraße in einem Zuge einer Sanierung zuzuführen und die entsprechenden 
 Budgetmittel in einem eigenen Finanzierungsplan dafür sicher zustellen. 
 
Er würde ersuchen, dem Zusatzantrag entsprechend zuzustimmen. GV. Berger sei der Meinung, 
dass man jetzt verhältnismäßig günstig bauen könne, weil die Wirtschaft vieler Baufirmen leider 
Gottes nicht sehr positiv sei und es zweitens für die Anrainer dort sinnvoll wäre, wenn diese 
Straßensanierung in einem Zuge durchgeführt werde. 
 
Vizebürgermeister Schachl merkt an, dass diese Kosten in Höhe von € 140.000,- ohne Steuer seien, 
dies wären also dann € 170.000,- inklusive Steuer. 
Das erste Problem sei, dass man, falls dieser Zusatzantrag angenommen werde, neu ausschreiben 
müsse, da dieser Betrag zu hoch sei und somit nochmals der zweite Teil vergeben werde müssen. Es 
könnte passieren, dass man dann zwei verschiedene Baufirmen auf einer Straße habe, wenn es 
einen anderen Bestbieter geben würde. 
 
Der Amtsleiter erklärt, dass man aufgrund der Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes einen 
Auftrag bis zu 50 % der Auftragssumme zu denselben Konditionen wie angeboten worden seien, 
erweitern könne. Die Kosten von ca. € 170.000,00, welche DI. Irrgeher geschätzt habe für den 
restlichen Teil der Sachsenstraße, würden weit über diesen 50 % liegen. Das heiße, dass es heute 
wie ein Grundsatzbeschluss wäre, diesen Straßenteil zu machen und es gehe dann genau so los wie 
beim Hauptantrag mit Planungsausschreibung, Planungsvergabe, Ausschreibung, Anbotabgabe, 
Zuschlagsentscheidung und dann gebe es dieselbe Baufirma oder eine andere. Zeitlich werde es 
auch schon sehr knapp, da der Baubeginn im September geplant sei und man jetzt schon Mitte April 
habe. Es könnte gehen, aber es würde knapp werden. 
 
GV. Gaisbichler glaubt schon, dass es Sinn mache, wenn es finanziell möglich sei, die Straße in 
einem Arbeitsgang zu sanieren. Es sei dem Gemeinderat von vornherein klar gewesen, dass nicht 
genug Geld vorhanden sei, wie man das Budget erstellt habe, vor allem das Straßenbaubudget. Es 
sei nun gesagt worden, dass man einen Finanzierungsplan usw. machen müsse. Er könne sich aber 
nicht vorstellen, dass die ÖVP Fraktion diesem Zusatzantrag zustimmen werde, ohne vorher zu 
wissen welche Möglichkeiten der Finanzierung möglich seien. Man habe heute schon gehört, dass 
zwar ein Soll-Überschuss da sei, aber man müsse jetzt schon einmal für den Punkt 6, wo man mehr 
Geld ausgeben müsse beim Straßenbau, Geld zur Verfügung nehmen. Andere Projekte habe man 
heute auch schon vom Soll-Überschuss aus bedient. Er wisse jetzt nicht, ob man € 170.000,- so auf 
die Schnelle habe, außer man greife in Rücklagen. Es sei aber sicher einmal Aufgabe vom 
Arbeitskreis Finanzen hier einen Finanzierungsplan zu entwickeln. Wenn man diesen habe, solle man 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.04.2013                                                                                   Seite 14 von 26 
 
 
sich dann Gedanken machen, ob man dieses Projekt in Angriff nehme, vor allem da man jetzt gehört 
habe, dass es rechtlich so sein könne, dass man unter Umständen zwei Baufirmen habe. Man sollte 
dies sauber vorbereiten und dann könne man es auch sauber abarbeiten. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger finde den Vorschlag prinzipiell sehr gut das alles in einem zu machen, 
da es ja auch ein erheblicher Aufwand und Belästigung für die Anwohner sein werde und wenn nun 
schon einmal die Maschinen dort seien, müssen diese nicht zwei Jahre später auch wieder dort sein. 
Sie fände es aber fatal, wenn zwei Baufirmen die Straßensanierung durchführen würden. Man habe 
in der letzten Zeit schon so viele Probleme in den Bauprojekten und sie sehe hier einfach wieder ein 
Problem, wenn zwei verschiedene Firmen die Sanierung durchführen. Sie würde es auch gut finden 
diesen Punkt noch einmal zu diskutieren. Prinzipiell sei sie aber eher dafür, dass die Sanierung in 
einem gemacht werde. 
 
GV. Hemetsberger merkt an, dass die Straße in einem Zustand sei, über den man nicht diskutieren 
brauche. Das Hauptargument sei, wie GV. Berger bereits angemerkt habe, dass man nun günstige 
Angebote herein bekommen könne, da die Baufirmen um jeden Auftrag kämpfen. Das zweite 
Argument sei, dass man ohne Gehsteig baue. Die Bürger wollen das. Gehsteig bauen sei sehr 
aufwendig, keine Frage, und wenn man dies im Ganzen durchziehe, sei es richtig, dass dann nicht 
zwei oder drei Firmen beauftragt werden. Die Freiheitliche Fraktion werde dem Zusatzantrag von GV. 
Berger zustimmen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer habe noch eine Frage jenseits des Zusatzantrages. Man habe 
das letzte Mal darüber gesprochen, wie solche Bauaufträge Straßenbau von statten gegangen seien 
und dass es nicht mehr passieren dürfe, dass sich die Bauzeiten ewig hinaus ziehen oder die Kosten 
um so viel höher werden und dass die Gemeinde zusätzliche Kontrollmittel einsetzen werde. Es 
würde ihn interessieren, was nun mit diesem Straßenbau geschehen werde, egal welcher Antrag jetzt 
heraus komme. Er möchte wissen, was man im Gemeinderat machen könne, oder wie die 
tatsächliche Umsetzung aussehen werde, damit man darauf schaue, dass die Kosten und die Bauzeit 
nicht explodieren. Er möchte wissen, was man hier wirklich für Umsetzungsmöglichkeiten habe. 
Gesprochen habe man davon, dass man dies machen werde bzw. machen müsse. Es hätte ihn 
interessiert, was man dieses Mal anders mache, als beim letzten Mal. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass, wenn nun die Sachsenstraße ganz gemacht werde, man 
natürlich eine Bauzeitverlängerung haben werde, da brauche man nicht darüber diskutieren. 
Man verfüge aber über einen entsprechenden Beauftragten, der dies dann strenger kontrollieren 
müsse. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer fragt, ob es einen anderen Beauftragter als das letzte Mal gebe. 
 
Vizebürgermeister Schachl verneint diese Frag und erklärt, dass es derselbe sei. 
 
GV. Berger möchte kurz noch zwei Dinge anbringen. Erstens sei angeschnitten worden, dass die Zeit 
schon sehr knapp sei. Er glaube nicht, dass es ein Problem sein könne, wenn man heute eine 
Entscheidung treffen werde, dass man noch rechtzeitig ausschreibe und dass man auch die nächste 
Vergabe so hinbekomme, dass man im September dort beginnen könne. Das Zeitproblem sehe er 
hier überhaupt nicht. Im Prinzip, wenn die Ausschreibung fertig sei, müsse diese nur mit den neuen 
Maßen versehen werden und dann könne man dies kurzfristig machen, falls heute die demokratische 
Entscheidung dafür fallen werde. Dies sei der eine Punkt. 
Weiters habe er zumindest bis vor Kurzem nicht gewusst, dass man diesen zweiten Teil der 
Sachsenstraße nicht anhängen könne, sonst hätte die SPÖ nämlich bei dem, was sie ursprünglich 
gesagt haben, die Sachsenstraße jetzt einmal nur zur Hälfte und nicht gleich gesagt haben, wir wollen 
die ganze Sachsenstraße ausgeschrieben haben.  
Man habe in allen Gremien immer davon gesprochen, dass man die Sachsenstraße in einem machen 
möchte und diese Sachsenstraße auch im Sollüberschuss des Jahres 2012 im zweiten Teil finanziert 
sehen wolle. Dies sei immer schon die Meinung der SPÖ gewesen und man habe die Meinung auch 
nicht geändert. Deswegen habe GV. Berger diesen Zusatzantrag gestellt. 
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Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass man den Soll-Überschuss sicherlich aufbrauchen werde. 
Es seien also dann Rücklagen gefragt, auf die man zurück greifen müsse. Vom Soll-Überschuss, wie 
man bereits gehört habe, bleibe noch ein Rest von ca. € 80.000,- , wenn man alle anderen Dinge 
abziehe, welche man so zusagen bereits vertan habe. Also müsse man sich, wie GV. Gaisbichler 
bereits gesagt habe, im Arbeitskreis Finanzen überlegen, wie man dies dann wirklich finanziere, falls 
es dazu komme. 
 
GV. Hemetsberger möchte dazu auffordern, dieses Mal wirklich einen Fristsetzungsantrag zu 
machen, weil man in der Brukenthalstraße gesehen habe was passiere. Man habe einen Antrag zur 
Fristsetzung gestellt, welcher auch wieder nicht eingehalten worden sei. Er möchte darauf verweisen, 
die Sachsenstraße dingfest zu machen.  
 
Der Amtsleiter erwidert auf die Wortmeldung von GV. Hemetsberger, dass in der Brukenthalstraße 
alles dingfest und im Bauvertrag enthalten gewesen sei, auch sämtliche Pönalen. Wer der Firma 
Niederndorfer eine Verlängerung der Bauzeit zugestimmt habe, sei der Gemeinderat gewesen. Dies 
müsse er einmal offen und ehrlich sagen. Wenn man der Firma nicht so entgegen gekommen wäre, 
wäre die Pönale anders ausgefallen als jetzt. Man könne dies auch für die Zukunft genau so machen, 
aber wenn dann die Firma wieder ansuche und der Gemeinderat nachgebe, habe man wieder eine 
Verzögerung. 
 
GV. Haberl hätte gerne noch definitiv gewusst, da es für sie auch sinnvoll sei die Straße in einem 
durchzuziehen, wieso man das nicht von Anfang an so entschieden habe. Sie möchte wissen, ob es 
hier rein um Kostengründe gehe. 
Man müsse dann schon überlegen, wo man das Geld hernehme, wenn man jetzt von € 170.000,- 
spreche, da beim Soll-Überschuss bei weitem nicht mehr € 170.000,- da seien. Sie möchte wissen, 
wieso man dies nicht schon von vornherein so entschieden habe, da es ja auch eine Zeitfrage sei. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass man im Ausschuss einen Budgetrahmen vorgegeben 
habe. Dieser betrage bei den Straßenbauarbeiten 2013 € 200.000,- , davon fallen schon € 15.000,- 
für die Planungen weg, also bleiben nur € 185.000,- und damit versuche man auszukommen. Falls es 
finanziell möglich sei, könne man viel machen. Es sei heute schon viel darüber diskutiert worden. 
Die Forderung der Firma Felbermayr stehe im Raum, welche irgendwann einmal vielleicht oder auch 
nicht tragend werde. Es sei darüber diskutiert worden, dass man es sich genau überlegen solle, ob 
diese Investitionen wirklich nötig und sinnvoll seien. Eine Straßensanierung sei sicher sinnvoll, aber 
ob es jetzt zu diesem Zeitpunkt sein solle, sei eine andere Frage. 
 
GR. Distler fände es persönlich interessant, welche Mehrkosten entstehen würden, wenn man eine 
solche Straße in zwei Etappen saniere. Sprich die Baustelleneinrichtung müsse zweimal bezahlt 
werden und die ganzen Anschlussgeschichten müssen auch zweimal bezahlt werden. Es wäre 
einmal interessant welche Mehrkosten aufkommen würden, wenn man nun eine Straße auf zwei 
Bauabschnitte aufteile. 
 
Vizebürgermeister Schachl möchte GR. Distler gerne antworten, aber er wisse nicht, welche 
Anschlüsse er im Kopf habe, die zweimal zu bezahlen seien. Die Baustelleneinrichtung sei für ihn 
klar. 
 
GR. Distler erklärt, dass er die ganzen unterirdischen Anschlüsse meine. Diese werden ja bis 
irgendwo hin gemacht und dann müsse man wieder zu dem Anschluss hinunter graben. 
 
GV. Gaisbichler fügt hinzu, dass GR. Distler gerade etwas angesprochen habe. Es werde so sein, 
dass man die Baustelleneinrichtung zweimal haben werde, wenn es zwei Firmen werden würden. Bei 
€ 170.000,- sei man rein rechtlich weit darüber und dann werde dies so werden. Eine Kostenersparnis 
werde es wahrscheinlich gar nicht sein, da es unter Umständen zweimal verrechnet werde. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer glaubt persönlich nicht, dass dies nicht so zum Ausschreiben 
möglich sei, dass die Firma, die jetzt Bestbieter sei, sich nicht als Bestbieter heraus stellen könnte, da 
man die Baustelle ja schon dort habe. Er möchte niemandem etwas unterstellen, auch nicht sagen, 
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ob es möglich sei oder nicht, aber er könne es sich nur gut vorstellen, dass die Firma diesen 
Zuschlag wieder bekomme. 
Dass nur demjenigen, der die Planung habe, gesagt werde, dass er dafür zuständig sei und besser 
schauen solle, sei ihm ehrlich gesagt ein bisschen zu wenig und er glaube, dass man hier 
Nachholbedarf habe und wirklich abseits von dieser Variante schauen solle, dass dieses Mal die 
Bauzeit und die Kosten eingehalten werden. Damit man dann nicht wieder hinterher im Gemeinderat 
beschließen müsse, ob man das mit der Pönale mache oder nicht. Er bitte den Gemeinderat etwas 
Anderes zu tun, als nur dem Bauplaner zu sagen, dass er genauer schauen solle. 
Vizebürgermeister Weichselbaumer glaubt, dass es eine grob fahrlässige Vorgehensweise des 
Gemeinderates wäre, wenn man hier nicht zusätzlich auf das Geld und die Zeit schaue. 
 
Der Amtsleiter bittet um Vorschläge, da er nicht wisse, was man hier zusätzlich beauftragen solle. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer antwortet, dass gerade der Vorschlag gekommen sei, dass man 
durchaus Bauplaner beauftragen könne - zusätzliches Personal, die dies überprüfen und dort 
hingehen und sich dies ansehen. Vielleicht eine zusätzliche Bauaufsicht. Ob man sich hier etwas 
erspare, sei die Frage. 
 
Der Amtsleiter weist darauf hin, dass dies dann etwas koste, aber wenn der Gemeinderat das wolle, 
dann bestimme man eine weitere Bauaufsicht. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer fügt hinzu, dass dies nun eben die Frage sei, aber es solle nicht 
so sein, wie beim letzten Mal. Evtl. könnte dies jemand von der Gemeinde übernehmen. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass es nicht möglich sei dies jemanden von der Gemeinde machen zu 
lassen, aber eine zweite Bauaufsicht sei eine Möglichkeit. Dies koste dann aber natürlich Geld und 
zwar ca. 7-8 % der Bausumme. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer entgegnet, dass natürlich etwas übrig bleiben solle. 
 
GR. Kaniak merkt an, dass man jetzt einen Antrag und einen Zusatzantrag habe. Die Bedenken der 
ÖVP seien auch sehr gravierend. Man tue sich leicht indem man Geld, das man nicht habe, ausgebe. 
Er möchte noch hinzufügen, dass die Begehrlichkeiten von den kleinen Summen, die hier 
zufälligerweise übrig geblieben seien, inzwischen schon dreimal verteilt worden seien. Dies sei auch 
klar. 
Er fragt sich, wer von dem Raum glaube, dass es eine andere Firma werde, oder sei es schon jemals 
in Seewalchen eine andere Firma geworden. Dies sei vollkommen klar. Zur Bauaufsicht möchte er 
Folgendes anbringen: Es gebe ein Grundproblem – und zwar dass man auf der Gemeinde 
Fachabteilungen habe, welche auch mit Fachleuten besetzt seien, denn sonst wäre eine Fachperson 
ja nicht in der Bauabteilung. Daher frage er sich, wieso es dann nicht möglich sei, dass hier eine 
Bauaufsicht von Amts wegen durchgeführt werde. Man müsse doch nicht immer einen Auswärtigen 
dazu nehmen, wenn man eigene Leute habe. Es sei doch nicht so schwer einen Bauverlauf zu 
verfolgen. Dazu brauche man doch nur eine normale Grundschulbildung. Man müsse nicht einmal ein 
Fachmann sein, wenn man die ganzen Angebote und Aufbereitung schon vor sich habe. Er verstehe 
nicht, was so schwierig daran sei einen Terminplan einzuhalten, oder kenne man die Monate nicht. 
Es stehe doch genau dort, wann es fertig sein solle. Dies sei eine Vorgabe und man brauche von 
Amts wegen nur feststellen, ob die Vorgabe eingehalten werde oder nicht. Wenn nicht, dann sei 
schon eine Pönale fällig, zumindest auf 5 %. 
 
Der Amtsleiter möchte zu dieser Wortmeldung Stellung nehmen. Sämtliche Beamte der Bauabteilung 
seien im Baurecht teilweise Experten, teilweise gut, aber keine Bautechniker. Es sei kein Einziger auf 
der Gemeinde Bautechniker, welcher dies überprüfen könne. Man könne nicht einen diplomierten 
Bautechniker, wie es bei Bauleitungen immer der Fall sei, überprüfen. Dies funktioniere nicht. Man 
mache Baurecht, aber Bautechnik könne man leider nicht. 
Wenn man also eine zweite Bauaufsicht möchte, könne man eine installieren, aber dass man vom 
Amts wegen einen diplomierten Bautechniker überprüfe, könne man nicht verlangen. 
Zu den Ausschreibungsunterlagen möchte er anmerken, dass es ein knappes Ergebnis gewesen sei. 
Die Firma Niederndorfer habe zwar wieder das Rennen gemacht, aber es sei dieses Mal sehr knapp 
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gewesen. Also es sei nicht gesagt, dass es automatisch die Firma Niederndorfer werde. Bei einer 
neuerlichen Ausschreibung würde sich die Firma Niederndorfer natürlich ziemlich leicht tun, da sie die 
Baustelleneinrichtung schon beim ersten Teil ziemlich drinnen habe. Also habe sie hier einen riesen 
Vorteil. Es hätte dieses Mal auch anders ausgehen können, aber es sei eben so ausgegangen. Der 
Wettbewerb müsse gewahrt bleiben. Das Bundesvergabegesetz sei eingeführt worden, damit diese 
Anschlussaufträge, welche im Gemeinderat sehr oft kritisiert worden seien und welche früher Usus 
gewesen seien, nicht mehr passieren. Genau dies werde nun mit dem BVG ausgeschlossen. Es gebe 
einen neuen Wettbewerb und wer Billigstbieter sei, auch wenn es die Firma Niederndorfer sei, solle 
es machen. Der Wettbewerb stehe im BVG im Vordergrund. 
 
GR. Bauer habe bis jetzt einen Aspekt vermisst. Der Gemeindesekretär habe gesagt, dass eine 
neuerliche Ausschreibung sehr knapp werden könnte. Wenn man jetzt diese Ausschreibung nicht 
schaffe, dann werde halt heuer bei der Sachsenstraße nicht begonnen zu bauen. Dann habe man 
halt wieder einmal ein Vorhaben, welches aufgrund dessen wieder einmal hinaus geschoben werde. 
Er glaube, dass dieser Aspekt auch berücksichtigt werden sollte. Die Leute in der Sachsenstraße 
werden sich wahrscheinlich auch bedanken, wenn heuer nicht begonnen werde zu bauen. Nachdem 
die Straße, wie schon allgemein gesagt worden sei, schon sehr, sehr schlecht sei. Dieser Aspekt sei 
bis jetzt eigentlich nicht zum Vorschein gekommen. Es sei immer nur über Finanzielles oder 
Bauausschreibungen usw. gesprochen worden. Wenn sich dies nun länger hinauszögere, man habe 
jetzt nun bis September noch maximal fünf Monate und man es in dieser Zeit nicht schaffe, dann 
werde halt nicht zu bauen begonnen und man habe wieder einmal ein Projekt, welches nicht pünktlich 
begonnen werden konnte. 
 
GR. Seiringer-Gaubinger merkt an, dass das wieder einmal ein Fall sei, wo man den Fachmann aus 
der FPÖ Fraktion, Ziviltechniker Sepp Hoyer, benötigen würde. Sepp Hoyer habe den Bürgermeister 
mehrmals ermahnt die Ausschreibungskriterien und die Vergaberichtlinien, sowie die 
Bauüberwachung vorher genau abzuklären und abzusichern, damit es nicht nochmal zu so einem 
Fall, wie im Kanalbauabschnitt Haining komme, wo man jetzt die Nachwehen erlebe, da mehrmals die 
Bauleitung und der Polier gewechselt haben. Er glaube, dass dies im Vorhinein abzuklären wäre und 
es wichtig sei, dass man dies mit einer Firma durchziehe. 
 
GR. Steinwendner ist aufgefallen, dass man die ganze Zeit von zwei Baufirmen spreche, also worst 
case Szenario. Er verstehe es aber nicht ganz, denn es werde ja nicht der eine Bauabschnitt neu 
ausgeschrieben der dazu komme, sondern die gesamte Straße. GR. Steinwendner verstehe dann 
nicht, warum man dann nicht nochmals neu ausschreibe, wenn sich die gesamten Gegebenheiten 
verändern. 
 
Der Amtsleiter möchte zu dieser Wortmeldung grundsätzlich etwas zum BVG sagen. Das Wichtigste 
beim Vergabegesetz sei, dass man wissen müsse, was man will. Dies lerne man in den 
Grundschulungen und werde einem eingetrichtert. Man könne also nicht, wie GV. Berger gemeint 
habe, die ganze Straße ausschreiben und dann entscheiden, ob man die Hälfte oder das Ganze 
mache. Das gehe nicht. Das wichtigste Argument sei, dass man wissen müsse, was man will und 
dies ausschreiben müsse. Was man ausschreibe, müsse man dann auch im Gesamten vergeben. 
Man dürfe jetzt bei diesem Angebot nicht Teile weglassen, nur weil es jetzt um € 50.000,- zu teuer sei 
als die Schätzkoste, das gehe nicht. Die Firmen seien durch die Anbotlegung verpflichtet zu den 
Angeboten gewisse Monate, ca. vier bis fünf Monate, zu stehen. Die Gemeinde könne sie verpflichten 
diesen Auftrag auszuführen.  
Man könne den Auftrag nun erweitern. Hier komme die Firma in die Pflicht. Wenn die Gemeinde 
glaube, dass man gute Konditionen habe und sich noch mehr Sachen leisten möchte, könne man die 
Auftragssumme bis zu 50 % erweitern. Bei einer Auftragssumme von € 255.000,- seien 50 % ca.        
€ 125.000,00, was wirklich eine hohe Summe sei. Man könnte den Auftrag zum Beispiel um einige 
Straßen erweitern und die Firma müsse dies machen. Dies sei das BVG. 
Wenn man nun aber darüber komme und € 170.000,- laut Kostenschätzung von Herrn Irrgeher, seien 
darüber, dann müsse man dies wieder neu ausschreiben und dem Wettbewerb unterziehen. 
 
GR. Steinwendner möchte wissen, was sei, wenn die Straße nur € 125.000,- koste und aber € 
20.000,- bzw. € 25.000,- Regiekosten dazukommen würden. Würde dies dann als Zusatzkosten 
gelten? 
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Der Amtsleiter antwortet, dass der Gemeinderat mit Tricksereien einen Beschluss machen könne, 
aber von seiner Seite her gebe es hier keine Antwort. Der Gemeinderat könne alles beschließen, aber 
wenn GR. Steinwendner von ihm eine rechtliche Auskunft haben möchte, dann nicht auf diesem 
Niveau. 
 
GR. Steinwendner stellt sich schon die Frage, warum man darüber diskutiere ob es die Firma 
Niederndorfer werde oder nicht. Wenn die Firma die Baustelle eingerichtet habe, könne er sich ganz 
ehrlich nicht vorstellen, dass sie es nicht schaffen würde bei den Angeboten der Billigste zu sein. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass es wahrscheinlich eh so sein werde. 
 
GR. Wechselauer möchte anmerken, dass das Gemeindesystem so aufgebaut sei Fachgremien zu 
bilden. Sehr viele von den Gemeinderäten haben sich auch einen Finanzausschuss gewünscht. Man 
habe einen gut funktionierenden Bauausschuss. Er sehe es ein bisschen salopp, wenn man nun über 
€ 170.000,- mit einem Zusatzantrag abstimme. Er glaube nicht, dass man damit gut beraten sei, ohne 
dass nun wirklich aufbereitet zu haben und dies mit einem Schnellbeschluss hinzusetzen. Er glaubt, 
dass sich der Finanzausschuss, wie auch der Bauausschuss sehr wohl etwas überlegt haben, 
bezüglich Finanzierung der Teilung der Sachsenstraße. Er müsse auch GR. Bauer zustimmen, dass 
zu befürchten sei, dass man wieder zurück an den Start müsse und drauf komme, dass es sich heuer 
doch nicht ausgehe und dann bleibe vielleicht das ganze Projekt liegen. Er würde sich wünschen, 
dass man es ordentlich aufbereite, wenn man es angehe, damit man für den Gemeinderat wirklich 
eine Finanzierung vorgeschlagen bekomme, bei welcher man sich dann entscheiden könne, ob man 
dafür sei oder nicht. Er würde sich auch wünschen, dass der Bauausschuss dem Gemeinderat 
entsprechende Vorschläge vorbringe. Er werde daher gegen den Zusatzantrag stimmen. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte nochmals betonen, dass sie prinzipiell dafür sei, dass es in 
einem gemacht werde, aber aufgrund der jetzt bekannt gewordenen Tatsachen, dass es eben sein 
könne, dass es sich zeitlich nicht mehr ausgehe und dass evtl. eine zweite Firma dazukomme usw., 
wäre es ihr ehrlich gesagt auch lieber dem heute nicht zuzustimmen, sondern dies nochmal im 
Bauausschuss bzw. im Finanzarbeitskreis zu diskutieren. Wenn die Zeit sowieso schon knapp sei und 
es nicht sicher sei, sei es ihr lieber wenn man dies nochmal durch diskutiere. 
 
GR. Hackl möchte zur Wortmeldung, dass in Haining öfters der Polier gewechselt habe, anmerken, 
dass es der Baufirma frei stehe, wie sie dies gestalte. 
Die Gemeinde habe einen Ziviltechniker im Namen der Gemeinde Seewalchen beauftragt, um das 
Projekt zu überwachen und in dem seinen Aufgabenbereich sei auch die Terminüberwachung und die 
Kostenüberwachung. Sprich Zusatzaufträge, welche auch von Seiten der Gemeinde gegeben 
werden, haben dort Berücksichtigung zu finden. Man könne aber auch in Ausschreibungsunterlagen 
fixieren, dass man diesen Polier haben wolle, dies sei aber nicht üblich. 
Zum Amtsleiter könne er eigentlich nur sagen: „Hut ab, das BVG wird eingehalten.“ Er könne ihm 
aber auch einen Tipp geben. Er solle zu Frau Finanzminister Fekter gehen, welche ganz genau 
wisse, wie man das umgehe. Man habe vorherige Woche zu diesem Thema eine Sondersitzung 
gehabt. GR. Hackl möchte nochmals zum Thema Haining anmerken, dass es ein schlimmer Fehler 
sei, wenn der Bürgermeister ein Abnahmeprotokoll unterschreibe und sich dies vielleicht nicht so 
ganz genau durchgelesen habe, da der Bürgermeister immerhin die Vertretungsperson des 
Rechtskörpers Gemeinde sei. Damit habe man Fakten geschaffen. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte noch kurz hinzufügen, dass es faktisch nicht möglich sei, 
dass das Ganze auf das nächste Jahr verschoben werde, weil man ja den ersten Vertrag habe. Das 
heißt, dass der erste Teil des Vertrages fix sage, dass die Firma jetzt zu diesem Tag anfangen 
müsse. Der Amtsleiter habe es gut erklärt, dass nur der zweite Teil neu ausgeschrieben werde. Der 
erste Teil – Baustart heuer – sei sowieso. Selbst wenn dies mit der Ausschreibung nicht funktionieren 
solle, der erste Teil werde auf jeden Fall heuer, genau so wie es hier drinnen stehe, durchgezogen. 
Diese Chance, dass eine andere Baufirma den zweiten Teil bekomme und ihn nicht die Firma 
Niederndorfer mitmachen möchte, möge am Papier gegeben sein. Faktisch sei es aber so, dass sie 
den Zuschlag bekommen und dies heuer durchziehen werde und zwar weil sie müssen, da sie den 
Erstvertrag haben und darin stehe, dass sie dies heuer machen müssen. 
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GV. Haberl möchte noch kurz die Worte von GR. Kaniak aufgreifen, da sie als Frau mit einem 
Haushaltsbudget auskommen müsse. Sie könne sich nicht vorstellen jetzt über etwas abzustimmen, 
bei dem sie nicht wisse aus welchem Pot es nun wirklich fließe. Man habe hierzu einen sehr gut 
funktionierenden Finanzausschuss und einen Bauausschuss, welche sich sehr wohl damit befassen 
können und diese Dinge auch wissen. 
 
GR. Vogel Oskar möchte noch eine kurze Wortmeldung machen. 
Der Baubeginn sei September und er persönlich denke, dass diese Arbeiten sicher drei Monate 
Bauzeit haben werden. Wenn man nun Ende des Jahres plane und ausschreibe, könnte man in 
einem Zug weitermachen. Dies wäre eine salomonische Lösung, die das Budget für nächstes Jahr 
belaste, aber nötig sei es sowieso in einer Zeit. Damit wäre der Zusatzantrag, seiner Meinung nach, 
nicht unbedingt nötig bzw. müsse der Zusatzantrag anders formuliert werden, damit man auf alle 
Fälle dieses Jahr plane und ausschreibe und erst ab nächstem Jahr den Baubeginn mache. Er 
glaube, dass es in einem Zug gehe, wie man auch bei der Brukenthalstraße gesehen habe. Er wisse 
jetzt nicht, wie lange die Bauzeit für die gesamte Brukenthalstraße gewesen sei, aber er schätze so 
ein halbes Jahr. Man könnte den Baubeginn etwas zurück verschieben und dann dürfe sich das alles 
ausgehen. 
 
GR. Vogel Wolfgang schließt an, dass es dann nur eines gebe und zwar einen Zusatzantrag zu 
stellen, um dies an den Bauausschuss bzw. den Finanzausschuss zu überweisen. 
 
GR. Kaniak möchte wissen, ob der Antrag von GV. Berger einen zeitlichen Rahmen beinhalte, oder 
ob es nur allgemein sei. Denn wenn kein zeitlicher Rahmen dabei sei, wäre der Vorschlag von 
GR.Vogel O. genau der richtige Vorschlag  
 
GV. Berger antwortet, dass man diesen zeitlichen Rahmen so setzen könne, dass alles so rasch 
abzuwickeln sei, dass man übergreifend mit dem ersten Bauabschnitt, den zweiten Bauabschnitt 
machen könne. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Vorsitzende lässt über den von GV. Berger gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen 
und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 17 Stimmen SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 14 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GR. Vogel W. gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 17 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   FPÖ-Fraktion: 1 Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 14 Stimmen SPÖ-Fraktion: 10  

   FPÖ-Fraktion: 4 Hackl, Kaniak, Schmuck, 
Hemetsberger 
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7.  Bebauungsplan Nr. 58 „Feldstraße Mitte“; 

Neuerliche Beschlussfassung des Planentwurfes betreffend die  Erstellung eines 
Bebauungsplanes für das Grundstück Nr. 2293/2, KG. Seewalchen im Bereich Feldstraße – 
Aussichtsweg 

 
Vizebgm. Schachl: 
Aufgrund des Grundsatzbeschlusses in der GRS vom 14.12.2011 wurde in der GR-Sitzung am 
27.9.2012 der Planentwurf beschlossen. Aufgrund der negativen Stellungnahme der 
Landesbeauftragten für Natur- u. Landschaftsschgutz war eine Umplanung erforderlich. In mehreren 
Gesprächen mit der Naturschutzbeauftragten und dem Ortsplaner konnte ein Konsens erreicht 
werden, der nunmehr zur Beschlussfasung vorliegt.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

den Planentwurf Bebauungsplan Nr. 58 „Feldstraße Mitte“ mit Plandatum 27.3.2013 des 
Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding, zu beschließen. 

 
GV. Berger erklärt, dass die SPÖ Fraktion diesem Antrag zustimmen werde, er jedoch noch eine 
kleine Anregung vorbringen möchte, damit dies im Protokoll vermerkt werde. 
GV. Berger ist der Meinung - wenn man dort oben die Wohnungskapazität erhöhe - dass man sich 
dann überlegen solle, wie weit man unten im Bereich der Ampel einen entsprechenden 
Verkehrsanschluss regeln könne. Er glaube, dass es einen Sinn ergeben könnte, diese 
Verkehrsanbindung, welche kurz vor dem Haus Kaniak zu diesen Grundstücken hinaufführe, in die 
Ampelregelung mit einzubinden. Auf jeden Fall gehöre dies von Gemeindeseite her sehr gut überlegt, 
damit man diese Kreuzung entsprechend regeln könne. Er würde ersuchen dies im nächsten 
Bauausschuss zu besprechen. 
 
Der Amtsleiter erinnert daran, dass es vor zwei bis drei Jahren ein fix fertiges Projekt gegeben habe, 
um den Aussichtsweg über den Grund der ehemaligen Tankstelle Lenzenweger zu verbreitern und 
mit einem vierarmigen Arm in die Kreuzung einzufahren. Die Ampel sei noch von der Ausfahrt der 
alten Tankstelle dort. Dieser Punkt sei damals im Gemeinderat gewesen, aber am verlangten 
Grundstückspreis von Herrn Lenzenweger gescheitert. Das Projekt sei aber fix fertig und es sei eine 
reine Geldfrage, ob man diesen Grundstückspreis für eine Straße bezahle. Damals sei der Preis bei    
€ 200,- gelegen, mittlerweile werde der Preis wahrscheinlich etwas darüber liegen. Das Projekt könne 
man im Bauausschuss vorstellen. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
8.  Personal 
  Änderung des Dienstpostenplanes 
 
Vizebgm. Schachl: 
Durch die einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses von Frau Daxner sowie der 
Reduzierung des Beschäftigungsausmaßes von Frau Schlipfinger ist die Aufnahme einer/s weiteren 
Bediensteten vorgesehen. Dadurch ist eine Änderung des Dienstpostenplanes erforderlich.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

ab 1.7.2013 einen vollbeschäftigten Dienstposten (GD 21) für die Verwaltung zu schaffen und 
den Dienstpostenplan dementsprechend abzuändern. 

 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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9.  Sommerhort 
  Durchführung eines Sommerhortes 
 
Vizebgm. Schachl: 
Der Sommerhort ist in den letzten Jahren sehr gut angekommen. Das Angebot vom Familienzentrum 
liegt vor. Laut Kostenvoranschlag ergibt sich ein Abgang von € 2.800,-- bei maximaler Belegung mit 
18 Kindern. Nun sollte man mit der Bedarfserhebung und Bekanntmachung in den Medien beginnen. 
Es müssten mindestens 15 Anmeldungen vorliegen. Als Elternbeitrag soll ein Fixbetrag von € 98,60 
eingehoben werden. Das Essen kann wieder zum selben Preis wie im letzten Jahr (€ 2,77 inkl. 10 % 
MwSt.) vom APH Lenzing bezogen werden. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

in der Zeit von 5.8. bis 30.8.2013 einen Sommerhort anzubieten und den Verein 
Familienzentrum damit zu beauftragen. 

  
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Sozialausschuss 
  Nachwahl 
 
Vizebgm. Schachl: 
Durch den Verzicht von EG. Michael Strasser auf das Mandat als Mitglied des Sozialausschusses ist 
eine Nachwahl erfoderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion. 
 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 
 dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Abstimmungsergebnis des gesamten Gemeinderates durch Handheben:   
 einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Mitglied im Sozialausschuss, 
lautend auf Gilda Laschitz vor. 
 
Abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion. 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied  im Sozialausschuss, 
lautend auf Dr. Maria Colleselli-Hanl vor. 
 
Abstimmungsberechtigt ist die ÖVP-Fraktion.  
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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11. Abwasserbeseitigung 

Abwasserentsorgung des Betriebsgebietes am ehem. HIL-Lagerplatz 
 
UAS-Obm. Liehmann: 
In der Sitzung des Gemeinderates am 14.2.2013 konnte keine Einigung über die weitere 
Vorgehensweise bezüglich der Abwasserbeseitigung auf dem Betriebsgebiet am ehem. HIL-
Lagerplatz getroffen werden. In der Sitzung des Umweltausschusses wurde das Thema, im Beisein 
von DI. Dienesch, dlp Attnang, erörtert. Das Büro dlp wurde im Vorfeld mit einer Variantenstudie 
beauftragt. 
Im Zuge der Meinungsbildung ist der Ausschuss zu dem Ergebnis gekommen, dass das  Projekt 
„Druckleitung“ das für alle Beteiligten am wirtschaftlichsten und zweckmäßigsten auszuführende 
Projekt ist und dem heutigen Stand der Technik entspricht. Sollte einmal die Druckleitung verlängert 
werden müssen, weil weitere Anschlüsse an das Kanalnetz vorgenommen werden müssen, ist dies 
ohne Aufwand möglich.  
Das Büro dlp, dieses Büro ist für die Bauleitung in Litzlberg (Loidlgründe) und Königswiese 
(Kroissgründe) verantwortlich, wurde ersucht ein Anbot über die Kosten für die  Planungsarbeiten  
und die Bauaufsicht zu legen. Dieses liegt nunmehr vor, die Kosten für die Arbeiten wurden mit €  
10.000,00, ausgewiesen. Auf diese Summe wird ein Nachlass von 7 % gewährt, somit beläuft sich die 
Anbotsumme auf € 9.300,00,  ohne Mehrwertsteuer. Das Anbot wurde in Anlehnung an Litzlberg und 
die Königswiese erstellt. 
Die Kosten verringern sich noch einmal um € 3.000,00 weil dlp zwischenzeitlich den Auftrag zur 
Planung der Wasserleitungserweiterung von der Wassergenossenschaft Seewalchen für dieses 
Gebiet erhalten halt. Die Einsparungen die sich aus dieser Synergie ergeben werden an die 
Auftraggeber weiter gegeben.  
Gem. Mitteilung vom 7. April 2013 beträgt dieser Nachlass € 3.000,00, daher verringert sich der  
Angebotspreis auf € 6.300,00. 
Das Vorhaben soll so rasch als irgendwie möglich umgesetzt werden, deshalb auch das Ersuchen an 
dlp um ein Anbot, da die Käufer der Grundstücke ihre Betriebe demnächst errichten wollen.  
 
Umweltausschuss-Obmann Liehmann stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Umweltausschusses die Variante 
„Druckleitung“ in Auftrag zu geben und das Büro dlp, Attnang, mit der Planung dafür zu 
beauftragen, 
auf Grund der Zweckmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit auch die Bauaufsicht 
dem Büro dlp gem. Anbot vom 28.3.2013 und der Mitteilung vom 7.4.2013, somit Kosten für 
Planung und Bauleitung zu einem Betrag von € 6.300,00, ohne Mehrwertsteuer, zu 
übertragen. 

 
 
Vizebürgermeister Schachl möchte den Umweltausschuss auf keinen Fall kritisieren, aber es irritiere 
ihn etwas, dass man hier Vergaben mache ohne ein zweites oder drittes Angebot zu haben, worauf 
man eigentlich immer großen Wert lege. Er denke hier an die Vorstandssitzungen, wo man eigentlich 
immer gleich ein zweites Angebot haben möchte, aber es werde schon alles seine Richtigkeit haben. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer weist darauf hin, dass GR. Liehmann vorgelesen habe, dass dies 
das wirtschaftlichste Projekt sei. Bis zur letzten Gemeinderatssitzung habe er noch geglaubt, dass die 
Senkgrube das Wirtschaftlichste für die Gemeinde sei. Dass dieses Projekt das Volkswirtschaftlichste 
sei und dass es die intelligentere Lösung sei, sei unbestritten für Vizebürgermeister Weichselbaumer. 
Er verstehe nur nicht, warum es das Wirtschaftlichste sein solle. 
 
GR. Liehmann antwortet, dass dies ein Vortrag von Herrn Dienesch gewesen sei, bei dem alles sehr 
genau erläutert worden sei. Dadurch, dass Herr Dienesch Auftragnehmer für die Königswiese und die 
Kroiss Gründe sei und dort auch für die Wasserversorgung bzw. für die Wasserleitungserweiterung 
durch die Wassergenossenschaft Seewalchen beauftragt worden sei, könne er diese Synergie 
ausnutzen, indem er die Druckleitung einrichte. 
 
Vizebürgermeister Weichselbaumer stellt nochmals die Frage, ob Herr Dienesch mit dieser Variante 
dann wirklich wirtschaftlicher sein werde, als die Senkgrube. 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 11.04.2013                                                                                   Seite 23 von 26 
 
 
 
GR. Liehmann antwortet, dass dies eindeutig so erläutert worden sei. Es sei auch nachhaltig die 
wirtschaftlichste Lösung, da gerade die Anschlüsse relativ rasch gemacht werden können und vor 
allem die Erweiterungen möglich seien. 
GR. Liehmann habe die Ausschreibung auch angesprochen. Man habe sich für diese Geschichte 
geeinigt, aufgrund der Dringlichkeit der Leute, die dort bauen wollen, da dies sonst unheimlich 
verzögert werden würde. Der Schätzung nach glaube er auch, dass es aufgrund der Synergien kaum 
Unterbieter geben würde. 
 
Der Amtsleiter möchte kurz einen Exkurs zum BVG machen. Der Umweltausschuss hätte auch drei 
Ziviltechniker einladen können, denn Zeit bis zur heutigen Gemeinderatssitzung wäre genug 
gewesen. Es sei aber so entschieden worden, dass man der Firma dlp den Auftrag gebe und danach 
frage, was es koste. Dies müsse man dann zur Kenntnis nehmen. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger möchte noch kurz zur Wortmeldung von Vizebürgermeister 
Weichselbaumer ergänzen, dass er wahrscheinlich etwas anderes gemeint habe. GR. Hauschildt-
Buschberger sei im Umweltausschuss gewesen und es sei dahin gehend diskutiert worden, dass der 
Gemeinde nach wie vor die Senkgruben Variante natürlich günstiger kommen würde, aber aufgrund 
der Abwasserentsorgungssituation an Bauern bzw. den Weg nach Lenzing in die Kläranlage, habe 
schlussendlich einfach die Vernunft gesiegt. Wenn man dieses Projekt auf lange Sicht sehe – und 
man wisse nicht, wie es sich entwickeln werde – sei dies eine ordentliche Lösung. Es koste zwar 
mehr für die Gemeinde, aber es sei ein gutes Gesamtpaket. 
 
Der Vorsitzende lässt über den von UA-Obmann Liehmann gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
12. Allfälliges 
 
a) GR. Hackl möchte die Schneeräumung in Seewalchen ansprechen. Er sei an und für sich ein sehr 

geduldiger Mensch, aber am Ostersonntag um 09.00 Uhr 15 cm Neeschnee auf der Fahrbahn zu 
haben und ein anderes Auto nehmen zu müssen, um die Mutter aus Linz abholen zu können, hab 
sein Fass zum Überlaufen gebracht. So schlecht wie heuer, trotz extremen Winter müsse man 
sagen, sei in Haining noch nie geräumt worden. Dass es am Ostersonntag vielleicht Probleme 
gebe, dafür habe er auch noch Verständnis, aber dass an einem Donnerstag, am 07.02. um 12.31 
Uhr das erste Mal der Schneepflug fahre, für das habe er kein Verständins. Am Dienstag, 26.02 
wurde erst um 09.39 Uhr geräumt. Er habe hier auch Fotos, auf denen ersichtlich sei, dass es 
nicht nur ein paar Schneeflocken gewesen seien, sondern viel Schnee auf der Fahrbahn gelegen 
sei. Er wisse nicht, welcher Beamte um 10 Uhr anfange, aber bei ihm gehe der Arbeitstag um 
07.00 Uhr los. Samstag, 23.02. wurde erst um 09.49 Uhr geräumt. Auf der einen Seite schreibe 
man dem Bürger vor ab 06.00 Uhr den Gehsteig zu räumen, auf der anderen Seite komme der 
Gemeindetraktor aber erst gegen die Mittagszeit. Er bittet den Räumplan einmal dahin gehend zu 
durchforsten, ob es hier vielleicht irgendwo ein Problem gebe, da es eigentlich jahrelang super 
funktioniert habe. Bisher habe man eher immer das Problem gehabt, dass der Schneepflug um 
04.30 Uhr „durch das Schlafzimmer gefahren sei“, aber die Straßen seien geräumt gewesen. 
Heuer sei es aber extrem gewesen, denn um 09.30 Uhr brauche man keinen Schneepflug mehr. 

 
Der Amtsleiter bedankt sich für die Wortmeldung, auch wenn es ihm sehr leid tue. Er hoffe, dass 
sich seine Vermutung nicht bestätige, da letzten Winter leider ein Kollege ausgefallen sei. Er bitte 
GR. Hackl ihm die Fotos zu mailen. Man werde sich natürlich darum kümmern, er müsse aber erst 
schauen, wer in diesem Gebiet fahre. Der Ostersonntag sei generell ein Problem gewesen, da 
keiner wirklich geglaubt habe, dass der Wetterbericht auch einmal recht habe. Wenn noch einmal 
so etwas sei, bitte er den Gemeinderat ihm einfach ein kurzes Mail zu schicken, denn dann könne 
man sich auch während der Saison darum kümmern. Leider habe man nun auch schon die 
Schlussbesprechung des Winterdienstes gehabt. Generell wenn es irgendwo ein Problem mit 
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dem Schnee gebe, bitte er darum die vernünftigen Beschwerden an ihn zu geben, die 
Unvernünftigen bekomme man sowieso durch die Bürger. 

 
b) GR. Geist-Krojer möchte den Einwohnern in Haining sehr herzlich gratulieren, dass der 

Schneepflug dann doch irgendwann einmal gekommen sei, denn in ihrer Wohngegend sei der 
Schneepflug nach heftiger Urgenz ganze dreimal gefahren. Sie habe sich mehrmals beschwert 
und auch den Bürgermeister verständigt, dass sie nicht mehr hinaus können. Es sei ein bisschen 
schwierig gewesen. 

 
c) Vizebürgermeister Weichselbaumer möchte die Abendkonzerte im Pavillion der Musikschule 

ansprechen. Er möchte den Vorschlag unterbreiten bei Schlechtwetter den Kultursaal zu nutzen 
und dies auch vorher anzukündigen, natürlich in Absprache mit der Marktmusikkapelle 
Seewalchen und der Rosenauer Musikkapelle. Wenn sie dies nicht wollen und lieber verschieben 
wollen, sei es ihnen überlassen, aber er glaube, dass dies durchaus eine Unterstützung und eine 
Hilfe sein könne. Es gehöre noch abgeklärt, ob die Musikkapelle das wirklich wollen, aber wenn 
der Wunsch bestehe, dann würde er vorschlagen dies zu ermöglichen. 
 
GR. Kasper antwortet, dass er das nicht alleine entscheiden könne und man sich hier mit der 
Marktmusikkapelle Seewalchen absprechen müsse. 

 
Der Amtsleiter fügt hinzu, dass man vor zwei Jahren bereits diskutiert habe den Zusatz „Bei 
Schlechtwetter im Kultursaal“ automatisch auf die Plakate zu schreiben. Die Marktmusikkapelle 
Seewalchen möchte aber nicht im Kultursaal spielen und habe auch einige Begründungen dazu, 
denn ein Abendkonzert im Kultursaal, statt im Musikpavillion zu spielen, sei etwas ganz anderes. 
Die Musikkapelle Rosenau mache es aber nicht alleine, daher brauche man dies nicht mehr 
aufwärmen. Er bedankt sich aber für das Angebot. 

 
d) GR. Mohr traue sich ihr Anliegen schon fast nicht mehr vorbringen, nachdem man gehört habe 

wie viel Geld in den Straßenbau hineinfließe. Vorab möchte sie sich herzlich bedanken, dass das 
Problem Kindergartenzufahrt erledigt werde. Nur glaube sie, dass das Problem an der 
Parkplatzsituation liege. Es stehen dem ganzen Kindergarten und der Krabbelstube 15 Parkplätze 
zur Verfügung, wobei sechs Parkplätze von den Kollegen und Kolleginnen benötigt werden, 
welche mit dem Auto kommen müssen, weil sie weiter weg wohnen. Ab und zu fahre auch sie mit 
dem Auto, wenn sie zB. einen Arzttermin oder ähnliches habe. Das heiße es bleiben den Eltern 
zwischen sieben und acht Parkplätze zur Verfügung. Dass das natürlich zu den Stoßzeiten zur 
Katastrophe werde, brauche man nicht erwähnen. Zwischen 07.30 Uhr und 08.30 Uhr stehen 
draußen 20 Autos auf der Straße, weil kein Parkplatz mehr zur Verfügung stehe und wenn dann 
auch noch der Kindergartenbus komme, stehen die Eltern wieder in der Zufahrt. Sie möchte gerne 
wissen, ob der Fleck, welcher jetzt schon sehr umgeackert sei, weil die Autos in der Wiese 
abgestellt werden, angeschottert werden könne. Sie wisse, dass dies ein Tropfen auf dem heißen 
Stein sei, aber es seien vielleicht doch noch einmal drei bis vier Parkplätze möglich. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass man bei der Kindergartenplanung mehr Parkplätze machen wollte, 
aber man habe in der ersten Folge nur diese sechs Parkplätze machen dürfen, da die ÖBB 
gewisse Abstandsschutzbestimmungen habe. Auf dem berühmten Fleck, wo einige Autos stehen 
können, dürfe man von der ÖBB keine Parkplätze errichten, auch keine befestigten Parkplätze. 

 
GR. Mohr fragt, ob es links zu den Garagen hin möglich wäre. 

 
Der Amtsleiter antwortet, dass man die Parkplätze zu den Garagen hin verlängern könnte und 
dort noch sechs bzw. sieben Parkplätze errichten könnte. Er glaube aber nicht, dass dieses 
Problem dann gelöst sei, weil die Parkplätze dann soweit vom Eingang entfernt seien, dass die 
Eltern es den Kindern nicht zumuten werden, 20 Meter bei Schlechtwetter zum Eingang zu gehen. 
Dieses Problem werde leider sehr schwer bis unlösbar sein. 

 
GR. Mohr fügt hinzu, dass es keine Schuldzuweisung sein solle. Die Straße sei einfach nicht sehr 
breit und wenn der Kindergartenbus auch noch komme, stehen die Eltern wieder in der Zufahrt 
und pöbeln dann den Busfahrer an, dass er wegfahren solle. Wenn der Bus etwas früher da sei, 
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werde er  sogar so zugeparkt, dass er nicht einmal mehr weg komme. Am Montag habe der Bus 
zehn Minuten warten müssen bis die Eltern weggefahren seien. In der Krabbelstube könne es 
schon einmal zehn bis fünfzehn Minuten dauern, bis die Kinder fertig seien, wenn sie zum 
Beispiel gerade gewickelt werden. 

 
Vizebürgermeister Schachl schlägt vor dies im Bildungsausschuss zu diskutieren. Eventuell 
könnte man auch die Eltern darauf hinweisen, ob sie nicht vielleicht zu Fuß gehen könnten, wenn 
dies möglich sei. 

 
e) GR. Kaniak erklärt, dass es immer wieder Gemeinderäte gebe, die so lästig seien, dass sie über 

Jahre hinaus immer wieder beim Allfällligen etwas zur Debatte bringen. Früher sei es der 
Gemeinderat Kindl gewesen, welcher zehn oder fünfzehn Jahre über Astecker gesprochen habe 
und bei ihm sei dies irgendwie auch der Fall. Aber heute sei ein Wunder geschehen, da auch GV. 
Berger die verkehrstechnische Lage auf der Brücke angesprochen habe. Dieser Platz sei der 
frequentierterste Platz in ganz Seewalchen. Es falle jeden, der von außen komme auf, was sich 
an dieser Kreuzung tue, aber es werde nicht zu einer Lösung geführt. Inzwischen sei die 
Tankstelle schon seit 14 Jahren geschlossen. Der Besitzer, dem übrigens diese € 200,- vom 
Finanzamt vorgeschrieben werden - er müsse ja so viel verlangen, wie das Finanzamt von ihm 
wolle – sei schwer krebskrank. Man wisse nicht, wie lange er noch zu leben habe. Von der 
Gemeinde höre GR. Kaniak aber nur, dass sich der Bürgermeister einen kleinen Kreisverkehr 
vorstellen könne. Die Lösung von all diesen Sachen sei die Anbindung des Verkehrs. Es gebe nur 
eine einzige Fahrspur nach Schörfling, aber dies falle niemandem auf. Man wisse nicht, ob es ein 
Gehsteig, ein Radweg oder sonstiges sei. Scheinbar sei dies kein Problem für den Gemeinderat. 
Man habe anscheinend andere Probleme, aber für Aussenstehende sei das der gravierenste 
Punkt. Man habe dort den schönsten Blick von ganzen Seewalchen. Er verstehe nicht, warum 
man die schönsten Flecke und Lagen nicht so behandle, dass sie zu Schmuckstücken werden 
und stattdessen der ganze Ort dadurch ein negatives Image bekomme. Er bedankt sich bei GV. 
Berger, dass auch dieser in diese Kerbe geschlagen habe. GV. Berger sei der Erste. Von den 
Anderen höre er nichts und dies sei ein Problem, nicht für ihn, sondern für die ganze Gemeinde. 

 
 
f) GR. Steinwendner möchte darüber informieren, dass es diesen Herbst wieder ein Kindertheater 

geben werde. Das Stück werde „Die Kuscheltierräuber“ heißen und die letzte Aufführung werde in 
etwa mit dem Martini-Markt zusammen fallen. Die Bühne Seewalchen werde somit wieder spielen. 
Für das Frühjahr werde auch ein Stück geplant, hier gebe es schon Gespräche mit Herrn Erich 
Weidinger. Es sei zwar noch nicht ganz unter Dach und Fach, schaue aber auch sehr gut aus. 

 
g) EG. Eicher Stefanie möchte noch darauf hinweisen, dass es am Ende von der Maria-Theresia-

Straße und von der Sachsenstraße zwei Verkehrsspiegel gebe, die der Schneepflug im Winter 
verstellt haben dürfte. Man sehe dort gar nichts und sie bitte darum diese zu richten. 
 
Vizebürgermeister Schachl antwortet, dass solche Dinge bitte gleich gemeldet werden sollten und 
man nicht auf die Gemeinderatssitzung warten müsse. 

 
EG. Eicher Stefanie erklärt, dass es ihr auch erst vor zwei Tagen aufgefallen sei. 

 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 14.2.2013 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:35 Uhr.  
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      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   
   (AL. Hans Schmidt)                        (Vizebgm. Johann Schachl) 

 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 23.5.2013 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (GV. Stefan Gaisbichler) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)             (GR. ClaudiaHauschildt-Buschberger)  
 


	A n w e s e n d e :
	ÖVP-Fraktion:
	SPÖ-Fraktion:
	FPÖ-Fraktion:
	GRÜNE-Fraktion:
	Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass


	T a g e s o r d n u n g
	Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung


